
nicht die Durchführung der Service-Calls insgesamt untersagt. 
Ein milderes Mittel zur Beseitigung des festgestellten Mangels 
ist nicht ersichtlich. 

[…]

LG Hannover: Weitergabe von Fahrzeugdaten 
an das HIS der Versicherungswirtschaft

1. Die Speicherung der Merkmale eines an einem Verkehrsun-
fall beteiligten Pkw, nämlich Kfz-Kennzeichen und Fahr-
zeugidentifizierungsnummer, im Hinweis- und Informati-
onssystem der Versicherungswirtschaft (HIS) ist als Spei-
cherung personenbezogener Daten (des Halters) anzusehen.

2. Die Speicherung solcherlei Daten ist unter den Vorausset-
zungen des § 29 Abs. 1 Nr. 1 BDSG zulässig; im Rahmen der 
Gesamtabwägung ist dabei u.a. zu berücksichtigen, dass der 
Schutz der Versichertengemeinschaft vor ungerechtfertigter 
Inanspruchnahme einen hohen Stellenwert hat. 

(Orientierungssätze)

Landgericht Hannover, Urteil vom 26. Juni 2014, Az.: 8 S 62/13.

Zum Sachverhalt:
Die Beklagte regulierte als Haftpflichtversicherer den auf Gut-
achtenbasis fiktiv geltend gemachten Fahrzeugschaden, den die 
Klägerin bei einem Verkehrsunfall erlitten hatte. Die Beklagte 
gab der Klägerin bekannt, dass bestimmte fahrzeug- und unfall-
bezogene Daten des Pkw der Klägerin – zu denen aber nicht der 
Name der Klägerin gehört – an das von der Risk + Fraud Preven-
tion GmbH, Baden Baden, unterhaltene Hinweis- und Informa-
tionssystem (HIS) übermittelt wurden. Die Klägerin begehrt die 
Löschung der gespeicherten Daten. 

Aus den Gründen:
[…] Das Amtsgericht hat im Ergebnis zu Recht entschieden, dass 
die durchgeführte Datenweitergabe und -speicherung von der 
Klägerin hinzunehmen ist. Der begehrte Löschungsanspruch er-
gibt sich weder aus dem Bundesdatenschutzgesetz noch den Vor-
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches zum Schutz der Persön-
lichkeitsrechte.

 ▶ a) Allerdings neigt die Kammer dazu, die Speicherung der 
Merkmale eines an einem Verkehrsunfall beteiligten Pkw, 
nämlich Kfz-Kennzeichen und Fahrzeugidentifizierungsnum-
mer, im Hinweis- und Informationssystem der Versicherungs-
wirtschaft (HIS) durchaus als Speicherung personenbezogener 
Daten (des Halters) im Sinne des § 3 BDSG anzusehen.

Gemäß § 3 Abs. 1 BDSG sind „personenbezogene Daten“ Einze-
langaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer be-
stimmten oder bestimmbaren natürlichen Person. 

 ▶ Die Bestimmbarkeit einer Person liegt dann vor, wenn die 
speichernde Stelle mittels der bei ihr vorhandenen Kenntnis-
se, Mittel, Möglichkeiten und verfügbaren Hilfsmittel ohne 
unverhältnismäßigen Aufwand den Bezug zur gesuchten Per-
son herstellen kann 

(AG Kassel, 07.05.2013 – 435 C 584/13, juris-Rn. 13).
Entgegen der Ansicht des Amtsgerichts Kassel im Urteil vom 

07.05.2013, die sich das Amtsgericht Hannover in der angefoch-
tenen Entscheidung zu eigen gemacht hat, ist bei der „speichern-
den Stelle“ jedoch nicht allein auf die GmbH, die das mit den Da-
ten versehene Informationssystem betreibt, abzustellen. Vielmehr 

müssen unter Berücksichtigung des Schutzwecks des BDSG auch 
die das Hinweis- und Informationssystem nutzenden Versicherer 
einbezogen werden. Dass Versicherer Halteranfragen im Regel-
fall von den Behörden beantwortet bekommen und so in der La-
ge sind, ohne größere Schwierigkeiten die Identität eines (frühe-
ren) Halters zu ermitteln, erscheint sehr naheliegend. Eine Hal-
teranfrage bei einer Behörde erfordert keinen großen Aufwand.
b) Die Speicherung der Daten im HIS ist dennoch zulässig (so 
auch AG Kassel, a.a.O.; AG Coburg, 07.11.2012 – 12 C 179/12). 
Nach § 29 Abs. 1 Nr. 1 BDSG sind die gewerbsmäßige Speiche-
rung und Nutzung personenbezogener Daten unter anderem 
dann zulässig, wenn kein Grund zur Annahme besteht, dass der 
Betroffene ein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der 
Speicherung hat. So verhält es sich hier.

 ▶ Das von der Klägerin geltend gemachte Interesse an der 
Nichtspeicherung, das sie auch damit begründet, bei einem 
Wunsch auf Abschluss neuer Versicherungsverträge bestehe 
durch eine Speicherung von Informationen zur Schadenab-
rechnungsart die Gefahr von Nachteilen (in Form eines Prä-
mien-Risikozuschlags oder gar Ablehnung eines Vertragsan-
gebots), erscheint nicht schutzwürdig. 

Dabei sind folgende Gesichtspunkte maßgeblich:
(1) Bei der Frage der Schutzwürdigkeit ist nicht allein darauf ab-
zustellen, ob das von der Klägerin geltend gemachte Interesse 
nachvollziehbar ist. Die Zulässigkeit der Übermittlung der Da-
ten muss vielmehr aufgrund einer Gesamtabwägung mit dem In-
formationsinteresse derjenigen, für die die Daten gesammelt wer-
den, ermittelt werden. Art, Inhalt und Aussagekraft der von der 
Klägerin beanstandeten Daten sind an den Aufgaben und Zwe-
cken zu messen, denen die Speicherung und Übermittlung dient 
(LG Braunschweig, 06.05.2014 – 7 S 238/13, juris – Rn. 56).
(2) Die Speicherung der Fahrzeugdaten und des Meldegrunds hat 
nicht zur Folge, dass sich bereits ein Bezug zwischen der Klägerin 
einerseits und dem Fahrzeug, dem Unfall und der Art der Scha-
densabrechnung andererseits erschließt, da keine Daten unter ei-
nem bestimmten Namen gespeichert sind. Die Möglichkeit, dass 
die Klägerin beim Abschluss neuer Versicherungsverträge Nach-
teile haben könnte, ist deshalb faktisch gering.
(3) Bei der Frage der Schutzwürdigkeit des von der Klägerin gel-
tend gemachten Interesses ist zwar zu bedenken, dass die Daten-
speicherung zu Regulierungsschwierigkeiten für die Klägerin in 
Haftpflichtfällen führen könnte, wenn das Fahrzeug erneut in 
einen Unfall mit gleichartigen Schadensfolgen verwickelt wird, 
zwischenzeitlich aber eine fachgerechte Beseitigung des Erstscha-
dens erfolgt sein sollte. Die Gefahr eines solchen Nachteils kann 
die Klägerin jedoch dadurch vermeiden, dass sie sich die fachge-
rechte Erstreparatur nach erfolgter Schadensbeseitigung bestä-
tigen lässt. Soweit dafür Kosten anfallen, sind diese grundsätz-
lich vom Schädiger zu erstatten (LG Heidelberg, 23.08.2013 – 2 
O 75/12, juris – Rn. 27).

 ▶ (4) Im Rahmen der Gesamtabwägung ist schließlich zu berück-
sichtigen, dass der Schutz der Versichertengemeinschaft vor un-
gerechtfertigter Inanspruchnahme einen hohen Stellenwert hat. 

Die Datenerfassung dient der Minimierung des Risikos eines Ver-
sicherungsbetruges, wobei sich der Betrugsverdacht bei nochma-
liger Abrechnung eines gleichartigen Schadens nur dann auf die 
Klägerin erstrecken würde, wenn sie selbst diejenige wäre, die die 
Wiederholung des Schadens geltend machen würde. 

[…]
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